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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht werden. Die allgemeinen 
Hinweise werden zur Kenntnis genommen. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen oder Hinweise zur Planung vorgebracht werden. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht werden. Die Hinweise zur 
Ausführungsplanung und den erforderlichen Abstimmungen werden zur Kenntnis genommen. 
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Die in der genannten Stellungnahme vorgebrachten Hinweise und Feststellungen des Fachbereichs ländlicher 
Raum zum RegFNP, zum Grünland und den Forstbelangen wurden zur Kenntnis genommen. Planungsrechtlich 
relevante Auswirkungen auf die Planung haben sich daraus nicht ergeben.  

Eine Abstimmung mit dem Regionalverband ist bereits erfolgt. 

Die ergänzende Anmerkung zu Punkt 3 wird ebenfalls zur Kenntnis genommen. 

 

Beschlussvorschlag zu Fachbereich Umwelt, Naturschutz und Bauleitplanung (s. folgende Seite der Stellung-
nahme) 

Zu Begründung: Eine Zusammenfassung der Ergebnisse von Umweltbericht und Artenschutzprüfung ist nicht 
erforderlich, da die aufgrund der Prüfungen planungsrechtlich relevanten Auswirkungen auf die Planung in die 
Unterlagen eingegangen sind. 

Begründung 

Es handelt es sich bei Umweltbericht und Artenschutzprüfung zwar um eigenständige Ausarbeitungen, sie sind aller-
dings zugehörige Planteile des Vorhabenbezogenen Bebauungsplans und damit jederzeit einseh- und anwendbar. Der 
Umweltbericht bildet dabei einen gesonderten Teil der Begründung. Eine Wiederholung dieser Inhalte würde die Planung 
überfrachten. Ohnehin sind die aus diesen Planteilen abgeleiteten planungsrechtlich relevanten Inhalte als Festsetzun-
gen und Hinweise in die Planung eingegangen und in der Begründung erläutert.  
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Zu Festsetzungen: Den Anregungen zur Grundstücksbegrünung wird nicht gefolgt, die Situation im Bereich der 
Bauverbotszone wird in der Begründung verdeutlicht. Die Festsetzung zur nicht überbaubaren Grundstücksflä-
che wird zur Klarstellung beibehalten. 

Begründung 

Die Festsetzung zur Extensivierung wird beibehalten. Hessen Mobil hatte dazu keine Bedenken vorgebracht. Falls je-
mals Baumaßnahmen an der Straße erforderlich würden, ist die Wiese ohne großen Aufwand und Kosten zu verändern 
und auch wieder an anderer Stelle auszugleichen. Auf dieses Erfordernis wird textlich hingewiesen. Gemäß Hessischer 
Bauordnung sind die nicht überbauten Flächen der bebauten Grundstücke wasserdurchlässig zu belassen oder herzu-
stellen und zu begrünen oder zu bepflanzen - soweit sie nicht für eine andere zulässige Verwendung benötigt werden. 
Dieser Satz 1 in § 8 HBO findet keine Anwendung, soweit Bebauungspläne oder andere Satzungen Festsetzungen zu 
den nicht überbauten Flächen treffen. Die HBO lässt demnach dem Bebauungsplan hierzu entsprechende Regelungs-
möglichkeiten. Davon wird im vorliegenden Fall Gebrauch gemacht, um andere Verwendungen außer als Vegetations-
fläche auszuschließen. Von daher ist die Festsetzung nicht obsolet. Sie widerspricht auch nicht der inhaltlichen Zielset-
zung der Maßnahme (Grünlandextensivierung), die auf Teilen der nicht überbauten Flächen vorgesehen wird.  

Zu Umweltbericht: Die Anregungen werden teilweise berücksichtigt. Die Hinweise zum Artenschutz werden ent-
sprechend ergänzt. Eine Verkleinerung des Baufeldes kann aus Platzgründen nicht vorgenommen werden. 

Begründung 

Die Maßnahmen aus dem Umweltbericht werden – soweit nicht bereits geschehen - als Festsetzung oder Hinweis in 
den B-Plan aufgenommen. Voraussetzung für eine Festsetzung ist jedoch ein bodenrechtlicher städtebaulicher Bezug. 
Im Hinweis zum Artenschutz wurde bereits eine dem § 39 BNatSchG entsprechende Befristung von Fällungen und 
Rodungen formuliert. Der erforderliche Abstimmungsbedarf mit der Unteren Naturschutzbehörde wird - für den Fall von 
Rodungsarbeiten außerhalb dieses Zeitraums – ergänzt. Die Hinweise zu Vogelschlag und Beleuchtung werden mit 
Angabe des Rechtsbezugs nach HeNatG aufgenommen. Beim Schutz von Baumbeständen außerhalb des Geltungs-
bereichs handelt sich um eine vorsorgliche Schutzmaßnahme und bezieht sich auf Gehölz- bzw. Baumbestände, die 
unmittelbar an den Geltungsbereich oder späteren Eingriffsbereich angrenzen. Die Maßnahme wird im Umweltbericht 
präzisiert und auf den gesamten Baumbestand bezogen. Durch Textfestsetzung wird ein Mindestanteil an heimischen 
Gehölzpflanzungen auf den nicht überbauten Flächen festgesetzt. Eine konkrete Verortung, die eine Verschiebung der 
Baugrenzen zur Folge hätte, wird vermieden, um auf B-Plan-Ebene eine ausreichende Flexibilität beim Bau der Ret-
tungswache zu ermöglichen. Die Ausführungen zum Monitoring werden im Umweltbericht präzisiert. 
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Zu Eingriffsregelungen: Den Anregungen zur Bilanzierung der Flächen wird nicht gefolgt, da die Dachbegrü-
nung und die Wiese in die Berechnung eingehen können. Dies wird in den Textteilen verdeutlicht. Eine Zuord-
nungsfestsetzung zu der Ökokontomaßnahme wird getroffen. 

Begründung 

Der Vorhaben- und Erschließungsplan ist Grundlage für das Satzungsverfahren des vorhabenbezogenen Bebauungs-
planes und wird zugleich Bestandteil desselben. Auf diese Weise erfolgt eine verbindliche Festlegung, so dass eine 
extensive Dachbegrünung umsetzbar und im Rahmen der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung anrechenbar wird. 

Die Extensivierungsmaßnahme hat die Entwicklung artenreiche Frischwiese zum Ziel. Dies wird durch Beschränkung 
der Schnitthäufigkeit, Regelung des Schnittzeitpunkts, die Abfuhr des Schnittgutes und den Verzicht von Pestizid- und 
Düngeeinsatz erreicht. Der in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung gewählte Biotoptyp 06.340 kann zur Bewertung her-
angezogen werden, da die entsprechenden Voraussetzungen gegeben sind. Es handelt sich um Dauergrünland, wobei 
charakteristische Arten der Frischwiesen bereits vorhanden sind, wenn auch nur mit geringen Deckungsgraden bzw. 
geringen Anteilen an der Grasnarbe. Für eine Erhöhung der Artenzahl sind nicht zwingend magere Standortverhältnisse 
erforderlich. Unabhängig davon lässt sich durch Schröpfschnitte in der Entwicklungsphase ungewünschter Aufwuchs 
zurückdrängen und eine Aushagerung der Fläche bewirken. Entscheidend ist der Abtransport des Schnittgutes als Bio-
masseentzug. Im Bebauungsplan kann ein entsprechender Bewirtschaftungshinweis aufgenommen werden. Eine Eu-
trophierung als Folge des Verkehrs auf der angrenzenden Straße ist nicht zu erwarten. Es handelt sich zwar um eine 
Landesstraße, die gemäß Verkehrsmengenkarte von Hessen Mobil jedoch nur eine tägliche Verkehrsbelastung von ca. 
4.600 Kfz/24 h aufweist. Von daher ist davon auszugehen, dass die Schadstoff-Frachten gering ausfallen, entweder 
straßennah deponiert oder über das Planungsgebiet hinaus verdriftet werden. Das Entwicklungsziel der Extensivwiese 
wird dadurch nicht in Frage gestellt. 

Eine Darstellung als Fläche zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft gemäß § 9 
Abs. 1 Nr. 20 BauGB ist überlagernd mit der Gemeinbedarfsfläche nicht möglich, wohl aber mit der Festsetzung von 
Flächen für das Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25b BauGB). Aus 
diesem Grund wurde diese Darstellung gewählt. Das gewünschte Entwicklungsziel und erforderliche Bewirtschaftungs-
hinweise lassen sich auch auf diese Weise verbindlich regeln und sichern. 

Zu Artenschutz: Die spezielle artenschutzrechtliche Prüfung ist vollständig bearbeitet. Der zitierte Passus 
stammt aus dem Vorentwurf und wird gestrichen. Die Anregung zu den Gehölzpflanzungen wird teilweise be-
rücksichtigt. Die Artenschutzmaßnahmen werden zur Verdeutlichung als Hinweise in die Planung aufgenom-
men. Dies dient der Klarstellung, planungsrechtlich relevante Auswirkungen ergeben sich daraus nicht. 
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Begründung 

Die Frage, inwieweit Habitatverluste durch die betroffenen Arten selbst im räumlichen Zusammenhang kompensiert 
werden können und das Erfordernis vorlaufender Ausgleichsmaßnahmen, hängen von unterschiedlichen Faktoren ab. 
Die Revierbildung und der Besatz von potenziellen Niststätten unterliegen einem dynamischen Wandel. Stetig werden 
Reviere aufgegeben (z. B. bei Tod eines Elternteils), dringen Konkurrenten aus dem Umfeld ein (z. B. aus Nachwuchs-
generationen). Diese Dynamik zu dokumentieren, übersteigt den Untersuchungsumfang der vorliegenden Artenschutz-
prüfung. Angesichts der Geringfügigkeit des Verlusts an Gehölzstrukturen (220 m²) und des vergleichsweise kleinflächi-
gen Planungsgebietes (2.500 m²) sowie der Lage und Habitatstruktur am Ortsrand von Neu-Anspach, kann jedoch sicher 
davon ausgegangen werden, dass die potenziell im Eingriffsbereich vorkommenden Arten im nahen Umfeld geeignete 
Niststätten finden können, zumal es sich um weniger anspruchsvolle Arten handelt. Selbst bei revierbildenden Arten mit 
geringem Aktionsradius umfassen die Brutreviere mindestens 0,5 ha, so dass im vorliegenden Fall ohnehin nur Teile 
eines Reviers betroffen sind. Da die ökologische Funktion der betroffenen potenziellen Fortpflanzungs- und Ruhestätte 
im räumlichen Zusammenhang gewahrt bleibt, werden keine CEF-Maßnahmen erforderlich. Unabhängig davon wird als 
funktionaler Ausgleich durch Textfestsetzung ein Mindestanteil an heimischen Gehölzpflanzungen auf den nicht über-
bauten Flächen festgesetzt. Da keine Strukturen verloren gehen, die sich als Bruthöhlen oder Fledermaus-Quartiere 
eignen, ergibt sich weder aus der Artenschutzprüfung noch aus der Eingriffsregelung ein Erfordernis der Anbringung 
von Nisthilfen und künstlichen Quartieren. Aus diesem Grund wird die Maßnahme als Empfehlung formuliert. Sie kann 
in die Abwägung eingestellt werden, findet aber in der Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung keine Berücksichtigung. Vo-
raussetzung für eine Festsetzung von Artenschutzmaßnahmen ist jedoch ein bodenrechtlicher und städtebaulicher Be-
zug. 

 

Beschlussvorschlag zu Fachbereich Bauaufsicht 

Eine Festsetzung zum Maß der baulichen Nutzung und zur Höhenentwicklung ist nicht erforderlich, da es sich 
um einen Vorhabenbezogenen Bebauungsplan handelt und im Rahmen des Vorhaben- und Erschließungsplans 
sowie dem Durchführungsvertrag alle erforderlichen Details hinreichend geklärt werden. 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Fachbereich Gesundheitsdienste, Veterinärwesen und Verbraucherschutz erfor-
derlich, da keine planungsrechtlich relevanten Anregungen zur Planung vorgebracht werden. Die Hinweise wer-
den zur Kenntnis genommen und sind im Rahmen der Ausführungsplanung zu beachten. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da sich keine Versorgungsanlagen der Telekom im Planungsbereich be-
finden. Die in der seinerzeitigen Stellungnahme vorgebrachten allgemeinen Ausführungen zu den erforderli-
chen Abstimmungen und den Schutzmaßnahmen wurden zur Kenntnis genommen. Planungsrechtlich relevante 
Auswirkungen ergeben sich daraus nicht. 

 

  



Berücksichtigung in der Planung / Beschlussempfehlung 

Neu-Anspach – Anspach – Vorhabenbezogener B-Plan „Rettungswache DRK“ 
Offenlage - Behörden / TÖB – Bearbeitung Januar 2024 – Büro Dr. Thomas  Seite 9 

 

Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht werden. Die Feststellun-
gen und Hinweise zum RegFNP wurden zur Kenntnis genommen. 
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Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat III 31.1 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht wer-
den. Die Feststellungen und Hinweise zum RegFNP werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 41.1 Grundwasser erforderlich, da keine Anregungen zur Planung 
vorgebracht werden. 

 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 41.1 Bodenschutz erforderlich, da keine Anregungen zur Planung 
vorgebracht werden. Der Hinweis zum Umgang mit Verunreinigungen wird durch einen Allgemeinen Hinweis 
bereits berücksichtigt. Die genannte Anschrift wird zur Kenntnis genommen und ergänzt. 
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Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 41.2 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht 
werden. Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 41.3 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht 
werden. Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 42 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht wer-
den.  

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 43.1 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht 
werden. Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
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Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat IV/Wi 44 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht wer-
den. Die Feststellungen werden zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Kein Beschlussvorschlag zu Dezernat V 53.1 erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht wer-
den. Die Feststellung wird zur Kenntnis genommen. 
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Kein Beschlussvorschlag zu Hinweise erforderlich, da der Kampfmittelräumdienst am Verfahren beteiligt wurde 
und bereits eine Stellungnahme abgegeben hat. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich. Die in der angesprochenen Stellungnahme des Kampfmittelräumdiens-
tes vorgebrachten Hinweise zum Umgang mit Kampfmittelfunden wurden zur Kenntnis genommen und in die 
Ausführungen der Begründung zum Bebauungsplan aufgenommen. Weitere Auswirkungen auf die Planung er-
geben sich nicht. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen zur Planung vorgebracht werden. Die Hinweise zur 
Ausführungsplanung werden zur Kenntnis genommen und in die Begründung klarstellend aufgenommen. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen oder Hinweise zur Planung vorgebracht werden. 
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Kein Beschlussvorschlag erforderlich, da keine Anregungen oder Hinweise zur Planung vorgebracht werden 

 

 




